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Zum Entwurf eines Unter-
nehmensteuerreform-
gesetzes 2008 

Alfred Boss 
 

Zusammenfassung: 
 
Der Entwurf eines Unternehmensteuerreform-
gesetzes beinhaltet einzelne Maßnahmen, durch 
deren Verwirklichung die Besteuerung der Un-
ternehmensgewinne überschaubarer würde. Er 
enthält aber auch Regelungen, die das Steuer-
recht komplizierter machen würden. In steuer-
systematischer Hinsicht ist der Gesetzentwurf 
mit mancherlei Mängeln behaftet. Die Fremd-
finanzierung würde bei Verwirklichung des 
Reformplans im Vergleich zur Eigenfinanzie-
rung zusätzlich begünstigt. Deutschland würde 
allerdings als Standort für Unternehmen at-
traktiver, wenn die Steuersätze wie geplant ge-
senkt werden. 

Beabsichtigte Änderungen 
_______________________________________ 

 
Der Referentenentwurf eines Unternehmen-
steuerreformgesetzes 2008 (BMF 2007) sieht 
vor, die Unternehmensgewinne und einzelne 
Arten der Kapitaleinkommen niedriger als bis-
lang zu besteuern. Der Körperschaftsteuersatz 
soll von 25 auf 15 Prozent gesenkt werden; ein-
schließlich der Belastung durch die Gewerbe-
steuer und den Solidaritätszuschlag sollen ein-
behaltene Gewinne der Kapitalgesellschaften 
(bei einem Hebesatz der Gewerbesteuer von 
400 Prozent im Durchschnitt der Gemeinden) 
nicht mehr mit 38,7 Prozent, sondern nur noch 
mit 29,8 Prozent belastet werden.1 Die von Ka-
pitalgesellschaften ausgeschütteten Gewinne 
(Dividenden) sollen – wie bislang – auf der 
Ebene der Anteilseigner zusätzlich besteuert 
werden. Es ist aber beabsichtigt, sie ab Jahres-
beginn 2009 nicht mehr (nach dem Halbein-
künfteverfahren) zu 50 Prozent, sondern zu 100 
Prozent durch die persönliche Einkommen-
steuer zu belasten; allerdings soll nicht mehr 
der marginale Einkommensteuersatz, sondern 
– ebenfalls ab 2009 – ein Abgeltungssteuersatz 
von 25 Prozent maßgeblich sein.2 Einbehaltene 
Gewinne der Kapitalgesellschaften würden 
durch die Reform wesentlich stärker entlastet 
als Dividenden (Tabelle).  

____________________ 
1  Die Gewerbesteuer soll bei der Festlegung ihrer 
eigenen Bemessungsgrundlage und bei der Festle-
gung der Bemessungsgrundlagen der Körperschaft-
steuer und der Einkommensteuer nicht mehr absetz-
bar sein. Freilich soll für Kapitalgesellschaften die 
Messzahl, die zusammen mit dem von der jeweiligen 
Gemeinde festgesetzten Hebesatz den Steuersatz de-
finiert, von 5 auf 3,5 Prozent reduziert werden; die 
Belastung durch die Gewerbesteuer allein beliefe sich 
dann bei Kapitalgesellschaften bei einem Hebesatz 
von 400 Prozent auf 14,00 statt auf 16,67 Prozent. 
Für Personenunternehmen sollen die Staffelung der 
Messzahlen abgeschafft und eine einheitliche Mess-
zahl von 3,5 Prozent eingeführt werden. 
2  Es soll aber eine Option auf Veranlagung zur Ein-
kommensteuer für diejenigen Anleger geben, deren 
marginaler Steuersatz unter 25 Prozent liegt, so dass 
der Steuersatz letztlich im Extremfall auf null redu-
ziert wird.  
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Tabelle: 
Steuerbelastung der Gewinne von Kapitalgesellschaften im Jahr 2007 und nach dem Referentenentwurf  

 Referentenentwurfa 

 

Gegenwärtige  
Rechtslage 2008 2009 

Gewinn 100 100 100 
Gewerbesteuer (bei einem unterstellten Hebesatz von 
400 Prozent)b 16,67 14,00 14,00 
Bemessungsgrundlage der Körperschaftsteuer 83,33 100,00 100 
Körperschaftsteuer 20,83 15,00 15,00 
Solidaritätszuschlag (5,5 Prozent) 1,15 0,83 0,83 
Steuerbelastung bei Einbehaltung des Gewinns 38,65 29,83 29,83 
Nettogewinn 61,35 70,17 70,17 
Einkommensteuer bei Gewinnausschüttung    

Steuersatz 45 Prozent 13,80c 15,79c 17,54d 
Steuersatz 15 Prozent 4,60c 5,26c 10,52e 

Solidaritätszuschlag (5,5 Prozent)    
Steuersatz 45 Prozent 0,76 0,87 0,96 
Steuersatz 15 Prozent 0,25 0,29 0,58 

Einkommen des Anteilseigners nach Steuern    
Steuersatz 45 Prozent 46,79 53,51 51,67 
Steuersatz 15 Prozent 56,50 64,62 59,07 

Steuerbelastung des Anteilseigners     
Steuersatz 45 Prozent 53,21 46,49 48,33 
Steuersatz 15 Prozent 43,50 35,38 40,93 

aÄnderungen bei der Zinsbesteuerung auf Unternehmensebene sind nicht berücksichtigt. — bUnter der Annahme, dass sich Hinzurech-
nungen zum und Absetzungen vom Gewerbeertrag gleichen und dass deshalb der Gewerbeertrag dem körperschaftsteuerpflichtigen Ge-
winn entspricht. — cDie Dividende wird nach dem Halbeinkünfteverfahren zu 50 Prozent besteuert. — dAbgeltungssteuer bei Abschaffung 
des Halbeinkünfteverfahrens: 25 Prozent. — eDie Abgeltungssteuer wird bei der Einkommensteuerveranlagung entsprechend der Höhe 
des persönlichen Einkommensteuersatzes korrigiert. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb, die von Ein-
zelunternehmen oder Personengesellschaften 
erwirtschaftet werden, sollen unverändert 
durch die Einkommensteuer (bei vergrößerter 
Bemessungsgrundlage) und die Gewerbesteuer 
belastet werden. Allerdings soll ein größerer 
Teil der (u.a. wegen der verbreiterten Basis und 
wegen des Wegfalls des Staffeltarifs) veränder-
ten Gewerbesteuerschuld der Personenunter-
nehmen auf die Einkommensteuerschuld der 
Gesellschafter angerechnet werden dürfen. Die 
Steuerbelastung insgesamt variiert mit dem 
persönlichen Einkommensteuersatz. Einbehal-
tene Gewinne von Personenunternehmen sollen 
auf Antrag (einschließlich Solidaritätszuschlag) 
mit 29,8 Prozent  (und damit wie einbehaltene 
Gewinne von Kapitalgesellschaften) belastet 
werden (vgl. hierzu Schrinner 2007); bei Ent-
nahme des Gewinns sollen die begünstigt be-
steuerten Beträge in Analogie zur Dividenden-
besteuerung nachversteuert werden.  

Zinserträge der privaten Haushalte sollen ab 
Jahresbeginn 2009 durch eine Abgeltungs-
steuer mit 25 Prozent belastet werden;3 dies be-
deutete, dass die Steuerlast für Zinserträge der 
privaten Haushalte im Durchschnitt deutlich 
abnähme. Die Abgeltungssteuer soll auch für 
private Veräußerungsgewinne gelten, soweit sie 
nicht aus Immobiliengeschäften beruhen. 

Weitere Änderungen betreffen z.B. die Ab-
grenzung der Bemessungsgrundlage der Gewer-
besteuer, die Abschreibungsregeln, die Absetz-
barkeit der per saldo von Unternehmen geleis-
teten Zinszahlungen und die „Ansparabschrei-
bung“ nach § 7 g EStG. 

____________________ 
3 Auch für diese Erträge soll es eine Option auf Ver-
anlagung zur Einkommensteuer geben. 
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Bewertung 
_________________________________________ 

Veränderung der Bemessungsgrundlagen der 
Gewerbesteuer, der Körperschaftsteuer und 
der Einkommensteuer durch den Ausschluss 
der Gewerbesteuerschuld – Einführung einer 
einheitlichen Messzahl 

Es bedeutet eine erhebliche Vereinfachung, 
wenn die Gewerbesteuer nicht mehr ihre eigene 
Bemessungsgrundlage verringert und wenn sie 
nicht mehr als Betriebsausgabe bei der Berech-
nung der Bemessungsgrundlagen der Einkom-
men- und der Körperschaftsteuer absetzbar ist. 
Die Steuerbelastung wird transparenter, sie 
lässt sich von den Unternehmen leichter als 
bisher den Gemeinden bzw. dem Bund und den 
Ländern zurechnen. Eine Abschaffung der Staf-
felung der Messzahl bei Personenunternehmen 
würde ebenfalls die Besteuerung vereinfachen; 
angesichts des Objektsteuercharakters der Ge-
werbesteuer erscheint eine einheitliche Mess-
zahl angebracht. 

Belastung der einzelnen Finanzierungswege 

Die einzelnen Finanzierungswege der Kapital-
gesellschaften würden bei Verwirklichung des 
Referentenentwurfs noch unterschiedlicher als 
bislang belastet, jedenfalls dann, wenn sich die 
Unternehmen im Inland Kapital beschaffen. Die 
Fremdfinanzierung würde infolge der Abschaf-
fung des Halbeinkünfteverfahrens und der Ein-
führung der Abgeltungssteuer auf Zinserträge 
im Vergleich zur Beteiligungsfinanzierung und 
im Vergleich zur Selbstfinanzierung – vorbe-
haltlich der Effekte der „Zinsschranke“ – zu-
sätzlich begünstigt (vgl. hierzu auch Deutsche 
Bundesbank 2007). Steuergestaltungen bei rein 
inländischen Vorgängen würden dadurch – für 
sich betrachtet – attraktiver. 

Auch bei Personenunternehmen, die gewer-
besteuerpflichtig sind, würden Finanzierungs-
entscheidungen noch mehr als bislang verzerrt. 
Dasselbe gilt für die übrigen Personenunterneh-
men. 

Konsequenzen für die Kapitalkosten und die 
effektiven Steuersätze 

Mit der Verwirklichung der insoweit betrachte-
ten Teile des Referentenentwurfs würden die 
Kapitalkosten4 einerseits und die effektiven 
Durchschnittssteuersätze für unternehmerische 
Gewinne5 andererseits verändert, also die Indi-
katoren, anhand derer sich die Wirkungen der 
Steuern auf Investitions- und Standortentschei-
dungen messen lassen.  

Die Kapitalkosten der eigenfinanzierten (also 
der selbst- und der beteiligungsfinanzierten) 
Investitionen nähmen zu,6 die Kapitalkosten 
fremdfinanzierter Investitionen würden gerin-
ger. Im Durchschnitt der Finanzierungswege 
fielen die Kapitalkosten – bei gegebener Finan-
zierungsstruktur – höher aus als bislang. In-
vestitionen national tätiger Unternehmen wür-
den weniger attraktiv.  

Die Standortqualität nähme aber zu, weil die 
effektiven Durchschnittssteuersätze für profita-
ble Investitionsprojekte, die in großem Maße 
von der Tarifbelastung abhängen, geringer wür-
den. Für internationale Investoren nähmen die 
Anreize, wirtschaftliche Aktivitäten in Deutsch-
land zu entfalten oder auszuweiten, zu. 

Abschaffung der degressiven Abschreibung 

Zur Finanzierung der Reduktion der Steuer-
sätze ist u.a. vorgesehen, die degressive Ab-
schreibung für Ausrüstungsinvestitionen, die zu 
Jahresbeginn 2006 – auf zwei Jahre befristet – 
großzügiger ausgestaltet worden war, abzu-
schaffen. Dies mag angesichts der Entwicklung 
des Marktwerts der gebrauchten Investitions-
güter  angebracht sein. Allerdings stiegen da-

____________________ 
4  Die Kapitalkosten sind diejenige Rendite vor Steu-
ern, die eine Investition mindestens erbringen muss, 
damit sie für Kapitalgeber – verglichen mit einer Al-
ternativanlage – gerade noch attraktiv ist. 
5  Ein effektiver Durchschnittssteuersatz gibt an, wel-
cher Teil des Gewinns eines rentablen Investitions-
projekts an Steuern abzuführen ist. 
6 Durch die Einführung einer Abgeltungssteuer 
nimmt – für sich genommen – die Nach-Steuer-Ver-
zinsung der Alternativanlage zu; die Kapitalkosten 
steigen. 
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durch die Kapitalkosten, unabhängig von der 
Art der Finanzierung der betreffenden Investi-
tion. Die Schaffung von Produktionsstätten und 
Arbeitsplätzen in Deutschland durch inländi-
sche Investoren würde gegenüber der Anlage in 
Wertpapieren weniger attraktiv, zumal Wertpa-
piererträge – wenngleich erst ab dem Jahr 
2009 – maximal in Höhe der Abgeltungssteuer 
belastet werden sollen. Die Abschaffung der de-
gressiven Abschreibung würde auch die Belas-
tung der Erträge, die ausländische Investoren 
im Inland erzielen, erhöhen und so den Effek-
ten der Steuersatzsenkung entgegenwirken. Die 
Attraktivität der Geldvermögensbildung wird 
allerdings in bestimmten Fällen durch andere 
Regelungen, insbesondere die Einführung einer 
„Zinsschranke“, tendenziell verringert. 

Änderung bei der Sofortabschreibung 

Die Sofortabschreibung geringwertiger Wirt-
schaftsgüter soll nicht mehr erlaubt sein für 
Güter, deren Anschaffungskosten zwischen 100 
und 410 Euro liegen (Riedel 2007). Die daraus 
resultierenden Kosten für die Unternehmen 
und die Steuerverwaltung überstiegen vermut-
lich die erwarteten Steuermehreinnahmen. 
Wohl deshalb soll erlaubt werden, Wirtschafts-
güter, deren Anschaffungskosten 100 bis 1 000 
Euro betragen, zusammen in fünf Jahren abzu-
schreiben. 

Investitionsabzugsbetrag für kleine und 
mittlere Unternehmen (§ 7g EStG) 

Der Investitionsabzugsbetrag (steuerfreie Rück-
lage für die künftige Anschaffung oder Herstel-
lung beweglicher Wirtschaftsgüter) für kleine 
und mittlere Unternehmen ist wie die so ge-
nannte Ansparabschreibung im Rahmen einer 
Besteuerung, die das Einkommen belasten will, 
eine typische Steuersubvention. Der Abzugsbe-
trag lässt sich steuersystematisch nicht recht-
fertigen.  

Einführung einer „Zinsschranke“ 

Um bestimmte „Steuergestaltungen“ interna-
tional agierender Unternehmen, nämlich das 
Geltendmachen von Zinsaufwendungen im In-
land und das Versteuern der (mit der Verschul-
dung einhergehenden) Erträge im Ausland, zu 
verhindern, soll für Kapitalgesellschaften eine 
„Zinsschranke“ eingeführt werden. Sie bedeu-
tet, dass Zinskosten nur begrenzt abgesetzt 
werden dürfen. 

Es ist aber zu beachten, dass der Anreiz, Ge-
winne ins Ausland zu verlagern, durch die Steu-
ersatzsenkungen verringert wird; so wird in-
folge der Abnahme der Steuersatzdifferenz zum 
Ausland die Finanzierung inländischer Aktivi-
täten durch eine Verschuldung bei ausländischen 
Banken (oder verbundenen Unternehmen) statt 
durch Eigenkapital weniger interessant. Auch 
kann sich die Zinsschranke als schädlich erwei-
sen für Unternehmen, deren Möglichkeiten zur 
Eigenfinanzierung beschränkt sind. Zudem be-
deutet sie, dass die Steuerbelastung ausgerech-
net in wirtschaftlich schwierigen Zeiten mit 
niedrigen Gewinnen tendenziell steigt (Schön 
2007). Eine Freigrenze und eine Escape-Klausel 
sollen hier Abhilfe schaffen. Die Freigrenze ist 
aber problematisch, weil sie Sprünge der Be-
lastung bewirkt. Im Übrigen passt die Regelung 
nicht in die Steuersystematik. Sie bedeutet ei-
nen Verstoß gegen das so genannte Nettoprin-
zip. Sie schafft dabei über die Freigrenze und 
die Escape-Klausel Sondertatbestände. Zudem 
steht sie im Widerspruch zu dem Ziel, das Steu-
errecht zu vereinfachen. 

Weitere Änderungen der Bemessungs-
grundlage der Gewerbesteuer  

Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer 
soll nicht nur dadurch verändert werden, dass 
die Absetzbarkeit der Gewerbesteuer als Be-
triebsausgabe beseitigt wird. Diese Änderungen 
sind, wenn die Gewerbesteuer fortbestehen soll, 
von Vorteil. So macht es – wegen des Objekt-
steuercharakters der Gewerbesteuer – Sinn, 
dass statt 50 Prozent der Dauerschuldzinsen 25 
Prozent aller Zinsen und Finanzierungsanteile 
von Mieten, Pachten, Leasingraten und Lizen-
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zen bei der Berechnung der Bemessungsgrund-
lage der Gewerbesteuer „hinzugerechnet“ wer-
den. Die Diskriminierung einzelner Finanzie-
rungsformen würde verringert; ein Freibetrag 
von 100 000 Euro bedeutete aber eine Steuer-
vergünstigung.  

Mit den Änderungen würde das bestehende 
System der Besteuerung des Gewerbeertrags 
zwar verbessert, es wäre aber besser, die Ge-
werbesteuer durch eine andere Steuer zu erset-
zen. Einen schlüssigen Vorschlag zur Reform 
der Gemeindesteuern insgesamt hat die Stif-
tung Marktwirtschaft (2006) vorgelegt. 

Fazit 

Der Referentenentwurf ist anders als der Re-
formvorschlag des Sachverständigenrats zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (Sachverständigenrat et al. 2006) keine in 
sich schlüssige Reformkonzeption. In steuersys-
tematischer Hinsicht weist der Referentenent-
wurf erhebliche Mängel auf. So würde Finanzie- 

rungsneutralität nicht erreicht. Auch würde ge-
gen das Nettoprinzip bei der Gewinnermittlung 
verstoßen. Zudem würde das Steuerrecht noch 
komplizierter. 

Die Investitionstätigkeit national tätiger Un-
ternehmen wird langfristig eher negativ beein-
flusst, wenn die Reform wie gegenwärtig ge-
plant realisiert wird. Freilich würde Deutsch-
land als Standort für Unternehmen wesentlich 
attraktiver. Es ist unklar, ob per saldo die Inves-
titionstätigkeit gestärkt würde und positive Be-
schäftigungswirkungen zustande kämen (Fuest 
und Fuest 2006). Wegen der Abschaffung der 
degressiven Abschreibung würden Anreize ent-
stehen, Investitionen in das Jahr 2007 vorzu-
ziehen.  

Mindestens mittelfristig wäre damit zu rech-
nen, dass Gewinne international tätiger Unter-
nehmen in größerem Maße als bisher in 
Deutschland versteuert werden. Die Steuerein-
nahmen würden mittelfristig auch infolge der 
verbesserten Standortqualität positiv beein-
flusst werden. 
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